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Senatsverwaltung für Wissenschaft,
Gesundheit und Pflege

Frau Abgeordnete Dr. Manuela Schmidt (Die Linke)

über

die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/26047
vom 11. Mai 2026
über Angebot der Gewaltschutzambulanz sowie die Versorgung nach häuslicher und
sexualisierter Gewalt in Berlin nachhaltig sichern
_______________________________________________________________________________________

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

1. Seit 2020 ist die vertrauliche Spurensicherung und Dokumentation nach sexualisierter und häuslicher Ge-
walt eine Kassenleistung. Wann werden die Verhandlungen mit den Krankenkassen abgeschlossen sein, von
welchen Mehrkosten geht die Senatsverwaltung aus?

Zu 1.:

Die Verhandlungen mit allen Beteiligten sollen bis Ende des zweiten Quartals 2026 abge-
schlossen sein. Mehrkosten in Höhe von rund 250.000 EUR entstehen dem Land Berlin im
Jahr 2026 für die Netzwerkstelle, die einerseits die Vertragsverhandlungen begleitet und
andererseits Qualitätsvorgaben für die Anbietenden formuliert, diese konzeptuell umsetzt
und die Leistungsanbietenden im Kontext der Umsetzung der VSS begleitet. Des Weiteren
entstehen noch nicht bezifferbare Kosten für die Öffentlichkeitsarbeit und für Sachkosten im
Kontext der Spurenlagerung im Landesinstitut für gerichtliche und soziale Medizin (Ger-
Med).
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2. Inwieweit deckt die Gewaltschutzambulanz der Charité derzeit noch die vertrauliche Spurensicherung und
-dokumentation (VSS) nach häuslicher und sexualisierter Gewalt ab? Gehen Sie bitte auch auf die personellen
Engpässe, insbesondere die unbesetzten Stellen in der Rechtsmedizin sowie auf das aktuell bestehende An-
gebot der Gewaltschutzambulanz ein!

Zu 2.:

Die Gewaltschutzambulanz (GSA) ist eine rechtsmedizinische Untersuchungsstelle zur Do-
kumentation körperlicher Gewalt von kindlichen und erwachsenen Gewaltopfern an der
Charité. Sie ist ein für die Betroffenen kostenfreies und niedrigschwelliges Angebot und
dient als zentrale Anlaufstelle für gewaltbetroffene Menschen aller Altersstufen. In der GSA
werden Erwachsene nach häuslicher Gewalt, sexualisierter Gewalt, Gewalt im Dienst und
sonstiger interpersoneller Gewalt sowie Kinder bei Verdacht auf Kindesmisshandlung
und/oder Vernachlässigung im behördlichen Auftrag rechtsmedizinisch untersucht. Verlet-
zungen werden fotografisch und schriftlich dokumentiert, und die Betroffenen werden zur
weiteren Inanspruchnahme des Hilfe- und Unterstützungssystems beraten. Die rechtsmedi-
zinischen Untersuchungen werden sowohl in den Räumen der GSA als auch mobil in ganz
Berlin in allen Kinderschutzambulanzen, auf den Stationen der Berliner Kliniken, in den
Frauenhäusern, in den Dienststellen der Betroffenen sowie in den Beratungsstellen des psy-
chosozialen Unterstützungssystems durchgeführt. Neben der Arbeit mit Patientinnen und
Patienten (Untersuchungen, Fallberatungen, Weitervermittlungen) halten die rechtsmedizi-
nischen Fachkräfte der GSA zusätzlich Vorträge und Fortbildungen für andere Fachkräfte
aus dem Netzwerk (Jugendamt, Kinderschutzambulanzen, etc.) und wirken mit ihrer rechts-
medizinischen Expertise beratend bei der Umsetzung der VSS als kassenärztliche Leistung
nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) mit.
Diese Hauptaufgaben der GSA werden konstant und verlässlich angeboten. Der Betroffe-
nenkontakt war seit der Gründung 2014 bis 2023 kontinuierlich steigend. Nur in den letzten
beiden Jahren war ein leichter Rückgang, aufgrund des Personalmangels, zu verzeichnen,
wobei die Zahl im Jahr 2025 mit 1.564 Personen noch immer als sehr hoch bezeichnet
werden kann.
Aufgrund der personellen Engpässe musste die GSA die vertrauliche Spurensicherung
(VSS), also die Dokumentation sexueller Gewalt ohne Anzeige im Zusammenwirken der
Rechtsmedizin mit der Gynäkologie an der jeweiligen Rettungsstelle der Charité seit Juli
2023 vorübergehend aussetzen. Durch die für Justiz zuständige Senatsverwaltung konnte
jedoch mit unterschiedlichen Akteurinnen und Akteuren eine Zwischenlösung gefunden wer-
den: Die Gynäkologie des Campus Virchow-Klinikum setzt die vertrauliche Spurensiche-
rung übergangsweise alleinig um und wurde hierfür entsprechend mit Stahlschränken zur
Spurenlagerung ausgestattet und von der GSA geschult. Die Terminvereinbarung läuft über
die GSA und Betroffene sexueller Gewalt können bei Bedarf eine zusätzliche rechtsmedi-
zinische Dokumentation in den Räumen der GSA erhalten.
Die personellen Engpässe ergeben sich aus einem rechtsmedizinischen Fachkräftemangel,
einer Fluktuation des Personals innerhalb der GSA sowie sonstigen faktischen Gegeben-
heiten, wie z.B. der fehlenden Vertretung bei zeitlich befristeten Abwesenheiten. So ergibt
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es sich für das Jahr 2026, dass seitens der GSA keine zusätzlichen rechtsmedizinischen
Stellen beantragt wurden, da zunächst die aktuellen rechtsmedizinischen Stellen (sechs
Vollzeitäquivalente) nachhaltig sicher besetzt werden müssen. Zudem ist darauf hinzuwei-
sen, dass mit jeder Neubesetzung eine sehr aufwändige Einarbeitungsphase einhergeht,
um die Arbeit der GSA gewährleisten zu können.

3. Wie wird die vertrauliche Spurensicherung und -dokumentation nach häuslicher und sexualisierter Gewalt
derzeit in den Berliner Krankenhäusern sichergestellt? Bitte gehen Sie auf bestehende Kooperationen ein und
benennen Sie die beteiligten Krankenhäuser sowie die entsprechenden Abteilungen!

Zu 3.:

Die VSS wird derzeit von der Charité Campus Virchow-Klinikum (Gynäkologie) und vom
evangelischen Waldkrankenhaus (Gynäkologie) durchgeführt. Das Angebot am Virchow-
Klinikum besteht nur in einem begrenzten zeitlichen Rahmen (tagsüber, nur wochentags)
und kann nur nach vorheriger Terminabsprache in Anspruch genommen werden. Das An-
gebot im Waldkrankenhaus besteht 24/7/365 und ist frei zugänglich für Betroffene.

4. Beschreiben Sie bitte, wie die rechtsmedizinische Spurensicherung, beispielsweise die Fotodokumentation
physisch sichtbarer Gewaltverletzungen, aktuell in Berlin organisiert ist und von wem sie durchgeführt wird!

Zu 4.:

Für die GSA kann gesagt werden, dass Dokumentation von sichtbarer Gewalt anhand von
Fotos und Schriftstücken die Hauptaufgabe des rechtsmedizinischen Personals ist. Be-
troffene, die eine entsprechende Dokumentation wünschen, können nach einer Termin-
vergabe zu den Öffnungszeiten (Mo-Fr, 08:30 – 15:00 Uhr) in der GSA vorstellig werden.

5. Halten Sie die derzeit vorhandenen Möglichkeiten zur vertraulichen Spurensicherung nach häuslicher und
sexualisierter Gewalt für den Versorgungsraum Berlin insgesamt für ausreichend? Falls nicht, wie könnte künf-
tig eine flächendeckende und qualitativ hochwertige Sicherung von Gewaltspuren gewährleistet werden?

Zu 5.:

Die derzeit vorhandenen Möglichkeiten zur vertraulichen Spurensicherung und Dokumen-
tation nach häuslicher und sexualisierter Gewalt werden vom Senat für nicht ausreichend
gehalten. Die Umsetzung der VSS wird künftig eine flächendeckende und hochwertige Si-
cherung von Gewaltspuren im Land Berlin gewährleisten.
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6. Plant die Senatsverwaltung für Gesundheit im Rahmen der Umsetzung der Istanbul-Konvention ein syste-
matisches und standardisiertes Screening zur Erfassung von Gewaltbetroffenen im Gesundheitsbereich, ins-
besondere in Krankenhäusern und Notaufnahmen?

Zu 6.:

Die für Gesundheit zuständige Senatsverwaltung plant aktuell kein systematisches und
standardisiertes Screening zur Erfassung von Gewaltbetroffenen im Gesundheitsbereich.

7. Wie wird die Senatsverwaltung für Gesundheit auf Krankenhäuser und Notaufnahmen einwirken, um flä-
chendeckend einheitliche Qualitätsstandards und Leitlinien für die vertrauliche Spurensicherung nach häus-
licher und sexualisierter Gewalt einzuführen und umzusetzen?

Zu 7.:

Einheitliche Qualitätsstandards sind Gegenstand des Vertrages zur VSS und Voraussetzung
zum Anbieten der Leistung. Zudem erhalten Leistungsanbietende eine kontinuierliche fach-
liche Begleitung und damit Qualitätssicherung durch die Netzwerkstelle.

8. Welche Konzepte und Maßnahmen verfolgt die Gesundheitsverwaltung, um die Vernetzung zwischen am-
bulanten und stationären Akteur:innen zu verbessern und bestehende Hilfsangebote besser zu verzahnen?
Wie bewertet die Senatsverwaltung in diesem Zusammenhang die Einführung eines Lots:innen-Systems, das
Betroffene durch das Gesundheitssystem begleitet?

Zu 8.:

Fachlich erachtet die für Gesundheit zuständige Senatsverwaltung die Verzahnung der am-
bulanten und stationären Hilfsangebote für sehr wichtig. Aus diesem Grund begrüßt die für
Gesundheit zuständige Senatsverwaltung die bereits für den Bereich häusliche Gewalt
etablierte proaktive und die mobile Beratung, die auch eine Lotsenfunktion wahrnimmt. Die
aktive Nutzung der proaktiven und mobilen Beratung v.a. durch Zentrale Notaufnahmen
wird durch die von der für Gesundheit zuständigen Senatsverwaltung geförderte Koordi-
nierungs- und Interventionsstelle (KIS) unterstützt.

9. Derzeit wird in Berlin ein Gewalthilfegesetz erarbeitet. Halten Sie es für sinnvoll, den Gesundheitsbereich,
insbesondere Prävention sowie Fachberatungsstellen bei sexualisierter Gewalt, verbindlich in dieses Gesetz
einzubeziehen?
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Zu 9.:

Das Berliner Gesetz sollte nach Ansicht des Senats gezielt die Regelungsbereiche erfassen,
die für eine verlässliche Ausgestaltung der Gewalthilfestrukturen zwingend erforderlich
sind. Analog zum Bundesgesetz sind Maßnahmen im Bereich Prävention im aktuellen Ge-
setzentwurf der Koalitionsfraktionen für ein Gesetz über die Gewalthilfe im Land Berlin (Ber-
liner Gewalthilfegesetz – BlGewHG) als wichtige Unterstützung des Gewalthilfesystems be-
nannt (Drucksache 19/3193, § 2 Absatz 2 Ziffer 2 des Entwurfs eines Gesetzes über die
Gewalthilfe im Land Berlin (Berliner Gewalthilfegesetz - BlGewHG)). Dies kann aus fachli-
cher Sicht auch präventive Maßnahmen im Gesundheitsbereich beinhalten.
Fachberatungsstellen bei sexualisierter Gewalt fallen in den Anwendungsbereich des Bun-
desgewalthilfegesetzes, da sexualisierte Gewalt eine Form der geschlechtsspezifischen
Gewalt gegen Frauen ist. Sie sind damit Teil der im Gesetzesentwurf aufgezählten vorzu-
haltenden Schutz-Fachberatungsangebote (§ 2 Absatz 1 des Entwurfs eines Gesetzes über
die Gewalthilfe im Land Berlin (Berliner Gewalthilfegesetz - BlGewHG)) und ein wesentli-
cher Bestandteil der Hilfestruktur für gewaltbetroffene Frauen.

10. Gibt es Gespräche zwischen der Gesundheitsverwaltung und der Bundesregierung mit dem Ziel, gesund-
heitliche Langzeitfolgen nach sexualisierter Gewalt als eigenständigen Versorgungsbereich anzuerkennen
und in die Regelversorgung der gesetzlichen Krankenversicherung zu integrieren?

Zu 10.:

Aktuell gibt es keine Gespräche der für Gesundheit zuständigen Senatsverwaltung mit der
Bundesregierung zu diesem Thema.

Berlin, den 28. Mai 2026

In Vertretung
Dr. Henry Marx
Senatsverwaltung für Wissenschaft,
Gesundheit und Pflege


